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Das Europäische Parlament hat 
grünes Licht für strengere Vor-
schriften zur Kennzeichnung 
von Lebensmitteln verabschie-
det. Die neuen Vorschriften 
werden ab 2014 in Kraft treten. 
Sowohl Verbraucher als auch der 
Lebensmittelsektor werden von 
der neuen Verordnung pro� tie-
ren. Bürgerinnen und Bürger der 
EU werden in Zukunft weitaus 
bessere und mehr Informatio-
nen auf Lebensmittelverpackun-
gen � nden können als bisher. So 
müssen in Zukunft die Verbrau-
cherinformationen besser lesbar 
sein, d.h. eine Mindestschrift-
größe von 1,2 mm (0,9 mm für 
Verpackungen, die kleiner als 80 
cm² sind) und der Kontrast zwi-
schen Schrift und Hintergrund, 
Schriftart, Strichstärke und 
vieles mehr wurden festgelegt. 

Erstmals ist auch der Nährwert-
kasten verp� ichtend. Die Anga-
ben hier müssen in Zukunft pro 
100 g/ml angegeben werden, 
sodass für den Verbraucher die 
Vergleichbarkeit von Lebensmit-
teln gegeben ist. Informationen 
über Allergene müssen auch für 
nicht-vorverpackte Lebensmittel 
zur Verfügung gestellt werden. 
Allergiker können nun allergene 
Sto� e durch die Hervorhebung 
(Fettdruck) im Zutatenverzeich-
nis auf den ersten Blick erken-
nen. Verbraucherinnen und Ver-
braucher sind vor irreführenden 
Angaben von 2014 an besser 
geschützt. Imitate müssen un-
ter Angaben von verwendeten 
Zutaten auf der Vorderseite der 
Verpackung direkt neben dem 
Markennamen und in prominen-
ter Schriftgröße gekennzeichnet 
werden. Bei Klebe� eisch muss 
mit den Worten „aus zusam-
mengeklebten Fleischstücken“ 
gekennzeichnet sein, zuge-
setztes Wasser in Frisch� eisch 
muss ebenfalls gekennzeichnet 

Bessere Kennzeichnung von Lebensmitteln
werden. Irreführende Angaben 
in Bezug auf die Erscheinung, 
Darstellung oder Kennzeich-
nung eines Produktes sind ver-
boten. Früchte z. B. dürfen nur 
auf einem Joghurt abgebildet 
werden, wenn auch tatsächlich 
Früchte in diesem erhalten sind 
und es sich nicht nur um Farb-
sto� e und Aromen handelt. 
Fisch� eisch (Schwein, Ge� ügel, 
Schaf und Ziege) muss eine Her-
kunftskennzeichnung haben. 
Bei Rind sind diese Angaben be-
reits P� icht. Zwar sind von die-
sen verp� ichtenden Angaben 
Restaurant- und Kantinenessen 
ausgenommen, jedoch müssen 
auch diesen P� ichtangaben zu 
den Allergenen verp� ichtend 
machen. Das Lebensmittelhand-
werk und Kleinstbetriebe wer-
den durch die Ausnahme von 

der verp� ichtenden Nährwert-
deklaration vor überbordender 
Bürokratie geschützt. Ausnah-
men sind bei alkoholischen Ge-
tränken zu � nden. Hier müssen 
die Hersteller bei mehr als 1,2 
Volumen-% keine Nährwertde-
klaration und kein Zutatenver-
zeichnis au� isten. Jedoch wird 
die Kommission innerhalb von 
3 Jahren einen Bericht über die 
möglichen Kennzeichnungsan-
sätze dem Parlament vorlegen. 
Dies gilt auch für Transfettsäu-
ren. P� anzenfette werden keine 
spezi� sche Herkunftskennzeich-
nung erhalten. „Durch die neue 
Verordnung der Lebensmittel-
kennzeichnung wird der Ver-
braucher eine gute Übersicht 
über alle Inhaltssto� e, Allergene 
und Nährwertangaben erhalten. 
So kann er sicher sein, dass er 
nicht mehr die Katze im Sack 
kauft, sondern dass das, was 
draufsteht, auch in der Verpa-
ckung drin ist“, so Ulmer nach 
der Entscheidung. 

Unbeschwerter Sprung ins kühle Nass

Die Ferien- und Badesaison hat 
begonnen und gerade zur rech-
ten Zeit kamen von der Kommis-
sion in Brüssel die Noten für Ba-
degewässer und Küstenstrände 
für das Jahr 2010.
9 von 10 Badegewässern erfüllen 
die Mindestanforderungen für 
sauberes Wasser. Allerdings wird 
die Bilanz etwas getrübt durch 
eine etwas schlechtere Qualität 
in Vergleich zum Vorjahr.  Hier 
wurden die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, diese Veränderung 
wieder ins Positive umzuwan-
deln. Insgesamt wurden in der 
Saison 2010 21.000 Gewässer 
unter die Lupe genommen. Die 
Beurteilung der Wasserproben 
basiert auf der physikalischen, 
chemischen und mikrobiologi-
schen Verunreinigung der Ge-
wässer bei der Untersuchung 
der Proben. Gesucht wurde 
unter anderem nach Fäkalbak-
terien, Mineralölrückständen, 
Reinigungsmittelschaum und 
giftigen Säuren. In ihren Analy-
sen unterscheidet die Kommissi-
on zwischen der Einhaltung von 

absoluten Mindeststandards 
und von strengeren Leitwerten. 
Die Mindestanforderung erfüll-
ten im vergangenen Sommer 
gut 92 Prozent der Badesträn-
de am Meer. Etwas schlechter 
schnitten die Binnenbadege-
wässer mit gut 90 Prozent ab. 
Der Sprung ins kühle Nass ist in 
der EU ein geringes Risiko, da 
die Mindeststandards fast über-
all erfüllt sind. In Deutschland 
erhielten die Strände an Nord- 
und Ostsee fast durchgehend 
gute Noten: 99,5 % erfüllten die 
Mindestanforderung an Sau-
berkeit und Sicherheit. Mehr als 
97 Prozent der Flüsse und Seen 
entsprechen den Mindeststan-
dards. Insgesamt wurden 2.285 
Badegewässer in Deutschland 
untersucht. Zypern wurde im 
aktuellen Badegewässerbericht 
zum EU-Klassenbesten gekürt.  
Hier erfüllt jede Badestelle nicht 
nur die Mindestanforderungen, 
sondern auch die strengeren 
Leitwerte. Sehr gute Noten gab 
es auch für Kroatien, Malta, Grie-
chenland und Irland.

Auch die Mannheimer Liedertafel e.V. besuchte vor Kurzem das 
Europäische Parlament in Straßburg.
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Bereits vor 4 Jahren einigten sich 
die Staats- und Regierungschefs 
darauf, dass im Jahre 2020 ein 
Fünftel weniger Energie ver-
braucht werden soll als im Jahre 
2005. Doch ob dieses Ziel erreicht 
wird, steht noch in den Sternen. 
Energiekommissar Günther Oet-
tinger stellte jetzt einen Richtli-
nienentwurf vor, der alle Staaten 
in die P� icht nimmt, mehr zur 
Steigerung der Energiee�  zienz 
zu tun. Privathaushalte sollen 
zukünftig häu� ger und detail-
liertere Heizungs-, Strom- und 
Gasrechnungen von den Ener-
gieunternehmen erhalten. Hier-
durch soll dem Verbraucher sein 
tatsächlicher Energieverbrauch 
deutlich gemacht werden und 
Möglichkeiten zur Einsparung 
aufgezeigt werden. „Ziel unseres 
Vorschlages ist es, unsere Energie-
nutzung im Alltag e�  zienter zu 
machen und Bürger, ö� entliche 
Einrichtungen und die Industrie 
bei einer wirksameren Kontrolle 
ihres Energieverbrauchs zu un-
terstützen, was letztlich auch zu 
einer niedrigeren Energierech-
nung führen dürfte“, erklärte 
Oettinger. Die Energieversorger 
sollen verp� ichtet werden, jähr-
lich 1,5 Prozent weniger Energie 
zu verkaufen – indem für mehr 
E�  zienz bei den Kunden ge-
worben wird. Die Kommission 
sieht den ö� entlichen Sektor als 
Vorreiter beim Energiesparen.  

Energiesparen will gelernt sein!

Jedes Jahr sollen mindestens 
drei Prozent der ö� entlichen Ge-
bäude� ächen klimafreundlich 
saniert werden. Zurzeit wird die 
Sanierungsquote auf 1,5 Prozent 
geschätzt. In die P� icht nehmen 
will die europäische Kommission 
auch die Industrie. Große Unter-
nehmen sollen verp� ichtet wer-
den, Verbrauchsanalysen zu er-
stellen und Einsparpotenzial zu 
ermitteln, kleine und mittelstän-
dische Betriebe sollen Anreize 
für Energieaudits erhalten.
Deutschland ist weltweit der 
Spitzenreiter in E�  zienztech-
nologien, Wärmedämmung ein 
wichtiges Thema. Hier liegen 
enorme E�  zienzpotenziale auf 
baulicher Seite der Gebäude. 
Über die vorgestellten Richtlini-
en müssen nun das Europäische 
Parlament und der Ministerrat 
beraten. „Energiesparen ist das A 
und O der Zukunft“, so der Euro-
paabgeordnete Dr. Ulmer, „Ener-
gie wird teurer werden und wir 
alle müssen sehen, wo wir Geld 
einsparen können. Energiee�  zi-
enz ist für mich auch eine Berufs-
sparte mit Zukunft. Hier werden 
in den kommenden Jahren viele 
neue Arbeitsplätze entstehen. 
Dennoch müssen wir sehen, 
dass solide und nachprüfbare 
Verfahren erstellt werden, denn 
sonst werden wir chaotische Zu-
stände erleben.“

Knöllchen müssen bezahlt werden

Dr. Thomas Ulmer MdEP am 9. Juli 2011 auf dem 
Bezirkstag der CDU Nordbaden in Baden-Baden
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Das Europäische Parlament hat 
aktuell einen Text verabschie-
det, der es den Mitgliedstaaten 
erleichtern soll, Verkehrssünder 
aus anderen Mitgliedsländern 
bei Verkehrsdelikten zu belan-
gen. Dazu Dr. Thomas Ulmer, 
Mitglied im Europäischen Ver-
kehrsausschuss: „Ich habe da-
gegen gestimmt, da ich gegen 
eine weitere Verfolgung der Bür-
gerinnen und Bürger bin.“ 
Der Text sieht vor, eine europa-
weite Datenbank mit Fahrerda-
ten anzulegen. Sie soll ausländi-
schen Behörden die Verfolgung 
erleichtern.
„Es ist schon au� allend, dass 
Autofahrer im Ausland in den 
vergangenen Jahren deutlich 
mehr Verkehrsdelikte begingen 
als auf heimischen Straßen. Ich 
sehe darin die Tatsache, dass 
die Verkehrsteilnehmer mit den 
ausländischen Regeln nicht so 
gut vertraut sind“, so Ulmer, „es 
wäre besser, wenn wir die Stan-
dards im Straßenverkehr verein-
heitlichten, anstatt die Strafver-
folgung im Straßenverkehr zu 

vereinfachen.“
Ulmer betonte weiter, dass die 
Anzeige über ein Delikt in der 
Sprache vorliegen müsse, die 
in dem entsprechenden Land 
gesprochen werde. Außerdem 
müsse sie den heimischen Kri-
terien entsprechen, da das Buß-
geld in den heimischen Staatssä-
ckel wandere. 
„Generell spreche ich mich ge-
gen eine übertriebene staatliche 
Überwachung der Bürger aus“, 
sagte Ulmer abschließend. 
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